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Das vorliegende Lastenheft ist Bestandteil der Ausschreibungsunterlagen, die für den betreffenden Auftrag erstellt wurden. Die vorstehend erwähnten Ausschreibungsunterlagen umfassen:
· die Bekanntmachung,
· ein Schreiben mit der Aufforderung zur Angebotsabgabe; 

· die Bedingungen für die Einreichung eines Angebots;

· den Entwurf eines Rahmenvertrags und seine Anlagen.

· das Lastenheft und seine Anlagen, die Bestandteile desselben sind, und zwar:
· Umweltpolitik des Europäischen Parlaments (Anlage 1)

· Preisliste (Anlage 2)

· Ehrenwörtliche Erklärung zu den Ausschlusskriterien (Anlage 3)

· Finanz-Kennblatt (Anlage 4)

· Informationsblatt zu Gruppen von Wirtschaftsteilnehmern/Bietergemeinschaften (Anlage 5)

· Erklärung zu Unterauftragnehmern (Anlage 6)

TEIL I – ALLGEMEINE INFORMATIONEN
1 AUFTRAGSGEGENSTAND

Gemäß den Bestimmungen der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 966/2012 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. Oktober 2012 über die Haushaltsordnung für den Gesamthaushaltsplan der Europäischen Union in der durch die Verordnung Nr. 2015/1929 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 28. Oktober 2015 geänderten Fassung hat das Europäische Parlament beschlossen, diese Ausschreibung für die Erbringung der folgenden redaktionellen Dienstleistungen für die „Legislative Beobachtungsstelle“ zu veranstalten:
1. Erstellen und Laden von Resümees in englischer und französischer Sprache anhand eines Quellendokuments/von Quellendokumenten;
2. Redaktionelle Unterstützung.
Diese Ausschreibung war Gegenstand der Veröffentlichung der Bekanntmachung 2016/S 125-222906 im Amtsblatt der Europäischen Union vom 01/07/2016.
2 BESCHREIBUNG, ZIEL UND GESCHÄTZTER WERT DES AUFTRAGS

Ziel dieses offenen Wettbewerbs ist die Unterzeichnung eines Rahmenvertrags. Der Rahmenvertrag wird mit einem einzigen erfolgreichen Bieter geschlossen. Bei den Vertragspartnern handelt es sich einerseits um das Europäische Parlament und andererseits um den Dienstleistungserbringer. 
Die Angebote der Bieter müssen sich auf den gesamten ausgeschriebenen Auftrag beziehen. 
Der Rahmenvertrag ist für eine Anfangslaufzeit von einem Jahr geplant, die höchstens dreimal um den gleichen Zeitraum verlängert werden kann, sodass die Gesamtlaufzeit maximal vier Jahre beträgt. Die Ausführung des Auftrags beginnt erst nach der Unterzeichnung des Rahmenvertrags. Jede Vertragsverlängerung erfolgt gemäß den im Vertrag festgelegten Bedingungen.
Der Vertrag wird über Auftragsscheine ausgeführt. In den Auftragsscheinen werden im Einzelnen die Ausführungsbedingungen des Auftrags angegeben.
Der Rahmenvertrag besteht aus einem einzigen Los. 

Der geschätzte Gesamtwert des Rahmenvertrags beträgt 1,2 Millionen EUR über vier Jahre.

3 TECHNISCHE SPEZIFIKATIONEN
Die Legislative Beobachtungsstelle, genannt „ŒIL“, ist eine 1994 als Instrument der Weiterverfolgung des Beschlussfassungsprozesses der EU eingerichtete Datenbank, bei der ein besonderer Schwerpunkt auf den Tätigkeiten des Europäischen Parlaments liegt. Dies umfasst nicht nur die Legislativbefugnisse des Parlaments sondern auch die Haushaltsbefugnisse, sein Initiativrecht, seine Befugnis, Ernennungen zu genehmigen, seine Entschließungen zu aktuellen Themen usw.

Das Betriebsmanagement der Legislative Beobachtungsstelle obliegt der Generaldirektion Präsidentschaft des Europäischen Parlaments. Die Datenbank befindet sich auf der Website Europarl des Europäischen Parlaments: http://www.europarl.europa.eu/oeil/ und auf einer Website, die von tragbaren Geräten wie Tablets und Smartphones aus zugänglich ist: http://www.oeilm.europarl.europa.eu/oeilm/home. Beide Websites werden durchschnittlich von etwa 30 000 einzelnen Besuchern pro Monat besucht (Daten von 2014). 

Wichtigstes Produkt der Legislativen Beobachtungsstelle sind ihre zweisprachigen (Englisch und Französisch) Verfahrensdossiers. In jedem Verfahrensdossier sind regelmäßig aktualisierte Daten zu den wichtigsten Beteiligten sowie Schlüsselereignissen und -dokumenten (mit Referenznummern und Links) zusammengefasst. Es gibt auch eine Vorausschau auf künftige Phasen. Die Verfahrensdossiers enthalten Resümees der wichtigsten Dokumente und Ereignisse. Die Resümees – deren Erstellung und Laden das Hauptziel dieser Ausschreibung ist – helfen Nutzern, die Schritte des Verfahrens generell und in allen Phasen besser zu verstehen. 

3.1 Aufgabe der Resümees
Die Resümees gestatten es, die einzelnen Ablaufschritte der interinstitutionellen legislativen oder nichtlegislativen Verfahren, Haushaltsverfahren und sonstigen Verfahren des Europäischen Parlaments vom ersten Vorschlag bis zum endgültigen Gesetzgebungsakt und zu dessen Überwachung bzw. vom nichtlegislativen Ausgangsdokument bis zu dem vom Parlament angenommenen Akt und seiner Überwachung zu begleiten.
Der Dienstleistungserbringer hat die Aufgabe, Resümees zu erstellen und sie auf elektronischem Wege zu laden. Der Dienstleistungserbringer muss über eine profunde Kenntnis des Beschlussfassungsprozesses der Europäischen Union verfügen, damit er in der Lage ist, Resümees zu erstellen, bei denen der Kontext ordnungsgemäß berücksichtigt wird und die einen Mehrwert zu den Verfahrensdossiers der Legislativen Beobachtungsstelle darstellen.

Es ist sehr schwierig, die genaue Zahl der Resümees, die in die Datenbank eingespeist werden müssen, genau zu schätzen. Die Zahl der Dokumente und Ereignisse, die in die Verfahrensdossiers der Legislativen Beobachtungsstelle aufgenommen werden, kann von Jahr zu Jahr je nach Komplexität des Beschlussfassungsprozesses, des politisch-institutionellen Kontextes, der nichtlegislativen Tätigkeiten des Europäischen Parlaments (zum Beispiel Annahme von Dringlichkeitsentschließungen oder Entschließungen zu aktuellen Themen) und anderer Parameter unterschiedlich sein.

Die Jahresproduktion wird auf maximal 2 200 Resümees in jeder Sprache geschätzt. Diese Schätzungen des Umfangs dienen lediglich als Anhaltspunkt und binden das Europäische Parlament in keiner Weise.

3.2 Erstellen von Resümees

Die Resümees werden in einem Textverarbeitungsprogramm erstellt und müssen den Präsentations-, Struktur- und Stilregeln sowie den allgemeinen Leitlinien entsprechen, die die zuständige Dienststelle des Europäischen Parlaments dem Dienstleistungserbringer vorgeben wird. Unter Umständen ist das Quellendokument nur in einer Sprache verfügbar, in der Regel Englisch. Deshalb sollte der Dienstleistungserbringer in der Lage sein, ein Resümee auf der Grundlage nur einer Sprachfassung zu erstellen. 
Jedes Resümee ist sowohl auf Englisch als auch auf Französisch zu liefern, und zwar entweder in Form zweier Originale, die in enger Koordinierung zwischen den beiden Redakteuren entstehen, oder als ein Original (in einer der beiden Sprachen) mit einer Übersetzung in die andere Sprache (zum Beispiel in dem Fall, dass das Quellendokument nur in einer Sprache verfügbar ist). Auf jeden Fall darf der zeitliche Abstand zwischen dem Laden beider Sprachfassungen nicht mehr als 24 Stunden betragen.

Die Länge der Resümees variiert je nach Art und Komplexität des Quellendokuments und der Rolle des Resümees im Verfahrensdossier. Der Dienstleistungserbringer hat die Länge des bestellten Resümees festzulegen. Die zuständige Dienststelle des Parlaments behält sich das Recht vor, in den vorgesehenen redaktionellen Sitzungen Orientierungshinweise zur angemessenen Länge der Resümees zu geben (siehe Punkt 3.8, Redaktionelle Unterstützung) und gegebenenfalls den Dienstleistungserbringer aufzufordern, eine korrigierte Fassung der Resümees vorzulegen.

Als Anhaltspunkt sei angemerkt, dass die meisten Resümees wahrscheinlich bis zu 2 000 gedruckte Anschläge ohne Leerzeichen oder nicht mehr als 30 Textzeilen in Times New Roman 12 umfassen werden (es sei denn, es liegt der Ausnahmefall eines außerordentlich komplexen Quellentextes vor, wie z. B. ein Legislativvorschlag oder eine legislative Entschließung mit mehreren Komponenten oder aber im Ausschuss oder Plenum angenommene legislative Entschließungen, die beträchtliche Änderungen enthalten).
Nachfolgend findet sich eine indikative Liste der Quellen und Arten von Quellendokumenten für die Resümees:
· Europäische Kommission: Ausgangsvorschläge (einschließlich derjenigen, die zusammen mit dem Hohen Vertreter der Europäischen Union für Außen- und Sicherheitspolitik vorgelegt werden), Studien zu Folgenabschätzungen, Mitteilungen, Strategiepapiere, abgeänderte Vorschläge, Stellungnahmen, Haushaltsdokumente, Arbeitsdokumente, delegierte Rechtsakte, Begleitdokumente.

· Europäischer Rat: Beschlüsse, Schlussfolgerungen und andere Dokumente.

· Rat der Europäischen Union: Entschließungen, gemeinsame Standpunkte, gemeinsame Texte, endgültige Entscheidungen, Haushaltsdokumente, Sitzungsprotokolle, Dokumente über die Tätigkeiten des Rates.

· Europäisches Parlament: Berichte, Stellungnahmen, Beschlüsse, Entschließungen, Haushaltsdokumente, Protokolle und andere Quellen, die sich auf die parlamentarischen Tätigkeiten beziehen,

· endgültige Rechtsakte, die im Amtsblatt der Europäischen Union veröffentlicht werden.

· Andere Einrichtungen und Organe der EU (Gerichtshof, Rechnungshof, Zentralbank, Agenturen usw.): Berichte, Stellungnahmen, Urteile, Leitlinien, Empfehlungen, durch die Verträge vorgesehene Legislativvorschläge.

· Mitgliedstaaten: Initiativen, begründete Stellungnahmen der nationalen Parlamente (Kontrolle der Einhaltung des Subsidiaritätsprinzips).

· Internationale Organisationen und sonstige: Übereinkommen, Pressekommuniqués, Informationsvermerke.

· Pressekommuniqués der europäischen Organe, insbesondere des Europäischen Parlaments.

Das Europäische Parlament ist nicht verpflichtet, für die Quellendokumente zu sorgen.

3.3 Qualität von Resümees

Der Dienstleistungserbringer gewährleistet die inhaltliche und formale Qualität der gelieferten Texte sowie die sprachliche Qualität der gelieferten Texte in beiden Sprachen unabhängig von der sprachlichen Qualität des Quellendokuments. Die Übereinstimmung der beiden Sprachfassungen hinsichtlich Qualität, Inhalt und Form muss gewährleistet werden. Die für die Erstellung der Texte erforderlichen Recherchen obliegen dem Dienstleistungserbringer. 

Die Resümees sollten den Kontext ordnungsgemäß berücksichtigen sowie analytisch, politisch neutral und prägnant sein, und nicht nur eine Wiedergabe des Quellendokuments. 
Der Dienstleistungserbringer muss gewährleisten, dass die auf die Website der Legislativen Beobachtungsstelle geladenen Resümees genau überprüft wurden, um etwaige Fehler bei Inhalt oder Form festzustellen. Gegebenenfalls korrigiert der Dienstleistungserbringer von sich aus festgestellte Fehler und legt die korrigierte Fassung der Texte erneut vor.

Die zuständige Dienststelle des Europäischen Parlaments behält sich das Recht vor, die Qualität der Leistungen, insbesondere die Präsentation, die Länge, den Inhalt und die sprachliche Qualität der Resümees zu prüfen und gegebenenfalls Berichtigungen im Falle festgestellter Fehler oder Unregelmäßigkeiten zu fordern.
3.4 Laden von Resümees

Die Resümees werden erstellt und anschließend auf elektronischem Wege geladen. Die Resümees werden im Format XHTML unter Einhaltung der für eine Veröffentlichung von Inhalten auf der Websites des Europäischen Parlaments (Europarl) geltenden Regeln und insbesondere der Norm WAI AA (für weitere Einzelheiten siehe http://www.europarl.europa.eu/portal/de/accessibility) gespeichert und geliefert. Die Lieferung hat durch das Laden der Resümees unter Verwendung eines externen Zugangs und Anwendung eines spezifischen Formats für Referenzdaten (d. h. Metadaten) zu erfolgen, die dem Auftragnehmer zu diesem Zweck zur Verfügung gestellt werden.
Die zuständige Dienststelle des Europäischen Parlaments behält sich das Recht vor, die Methodik für das Speichern und Laden der Texte in die Datenbank entsprechend den technischen Entwicklungen zu ändern.
Wie vorstehend (siehe Punkt 3.2) erwähnt, darf der zeitliche Abstand zwischen dem Laden beider Sprachfassungen der Resümees nicht mehr als 24 Stunden betragen.

Wenn die gelieferten Texte in den Verfahrensdossiers, nachdem sie auf elektronischem Wege geladen wurden, nicht sichtbar sind, muss der Dienstleistungserbringer die zuständige Dienststelle des Europäischen Parlaments informieren. Diese behält sich das Recht vor, vom Dienstleistungserbringer zu verlangen, ein erneutes Aufladen oder die erneute Vorlage von Texten im Falle technischer Probleme zu fordern.

3.5 Fristen für die Lieferung von Resümees

Der Dienstleistungserbringer hat die von der zuständigen Dienststelle des Europäischen Parlaments festgelegten Fristen und Prioritäten einzuhalten. Die zuständige Dienststelle des Parlaments behält sich das Recht vor, diese bei Bedarf zu verändern.

Für die Lieferung der Resümees sind zwei Arten von Fristen vorgesehen:
a) Normale Frist

Jede auf den vierten Arbeitstag oder später nach der elektronischen Übersendung des Auftrags festgesetzte Frist gilt als normale Frist. Der genaue Schlusstermin wird von der zuständigen Dienststelle des Europäischen Parlaments festgelegt und im Auftragsschein angegeben. Als Anhaltspunkt sei angemerkt, dass die Resümees zu Ausgangsvorschlägen, Dokumenten im Anhang des Verfahrens, Begleitdokumenten, Berichten der parlamentarischen Ausschüsse usw. innerhalb der normalen Frist zu liefern sind, es sei denn, es liegen außergewöhnliche Umstände vor.

b) Eilfrist

Eilaufträge werden je nach Anweisung der zuständigen Dienststelle des Europäischen Parlaments zwischen einem und drei Arbeitstagen nach der elektronischen Übersendung des Auftrags geliefert. Beispielsweise kann für Berichte der parlamentarischen Ausschüsse, die nur einige Tage vor der Plenartagung vorgelegt werden, ein Eilauftrag erteilt werden. Die zuständige Dienststelle des Europäischen Parlaments behält sich das Recht vor, Eilaufträge für jede Art von Resümee in Auftrag zu geben, damit die Aktualität der Legislativen Beobachtungsstelle gesichert ist.

Um sicherzustellen, dass die Verfahrensdossiers zeitnah aktualisiert werden, muss der Dienstleistungserbringer – ohne den Schlusstermin abzuwarten – die bestellten Texte vorlegen, sobald sie erstellt sind. Die zuständige Dienststelle des Parlaments behält sich das Recht vor, Orientierungshinweise zu geben, die sich darauf beziehen, welche Resümees in einem Auftrag vorrangig zu liefern sind. 
Als Anhaltspunkt sei angemerkt, dass Resümees der Texte, die auf den Plenartagungen des Europäischen Parlaments in Straßburg oder Brüssel angenommen wurden, vorrangig zu behandeln sind und – sobald sie zur Verfügung stehen – innerhalb von fünf Arbeitstagen nach dem Donnerstag der Tagung zu liefern sind.

3.6 Übermittlung der Aufträge für Resümees

Wird ein Resümee erforderlich, erhält der Dienstleistungserbringer eine dieses Resümee betreffende ausführliche E-Mail. Aus dieser E-Mail ergeben sich die Referenzangaben zu dem Verfahrensdossier und den betreffenden Quellendokumenten, die Sprache der Texterstellung und die Lieferfrist. Sie enthält eine Anlage mit der zu verwendenden „Template“ (Vorlage) zum Laden des Resümees.

Die E-Mails, und zwar bezüglich sowohl Aufträge mit normalen Fristen als auch Eilaufträge, werden dem Dienstleistungserbringer innerhalb der Dienstzeiten des Europäischen Parlaments zugesandt.

Der Dienstleistungserbringer erhält per Post den Originalauftragsschein, in dem die bestellten Resümees zusammengefasst sind.
3.7 Kontakt zwischen den Vertragsparteien

Um eine effektive Vertragsausführung zu gewährleisten, unterhält der Dienstleistungserbringer als Teil der Arbeitsplanung regelmäßigen Kontakt zu der zuständigen Dienststelle des Europäischen Parlaments. Das zur Koordinierung mit der zuständigen Dienststelle des Europäischen Parlaments eingesetzte Personal des Dienstleistungserbringers muss über ausgezeichnete Kenntnisse der englischen und französischen Sprache verfügen. Die ordnungsgemäße Wahrnehmung dieser Aufgaben erfordert, dass der Dienstleistungserbringer während der Dienstzeiten des Europäischen Parlaments zur Verfügung steht:

– Montag bis Donnerstag: zwischen 8.30 Uhr bis 17.45 Uhr,

– Freitag: zwischen 8.30 Uhr bis 13.30 Uhr, ausgenommen der Freitag vor der Plenartagung in Straßburg (an diesem Tag entsprechen die Dienstzeiten denen von Montag bis Donnerstag). Der offizielle Tagungskalender kann auf der Website des Europäischen Parlaments abgerufen werden:

http://www.europarl.europa.eu/plenary/de/meetings-search.html.

Nachfolgend findet sich die Liste der offiziellen Feiertage und dienstfreien Tage, an denen die Büros des Europäischen Parlaments 2017 geschlossen sind:

	2. Januar
	Neujahr

	13. bis 17. April
	Ostern

	1. Mai
9. Mai 
	Tag der Arbeit 
Jahrestag der Schuman-Erklärung

	25. bis 26. Mai
	Himmelfahrt

	5. Juni
	Pfingstmontag

	21. Juli 
	Nationalfeiertag in Belgien

	15. August
	Mariä Himmelfahrt

	1. bis 2. November
	Allerheiligen

	25. Dezember bis 2. Januar 2018
	Weihnachten und Jahreswechsel


3.8 Redaktionelle Unterstützung
Dieser Abschnitt des Vertrags stellt eine feste Verpflichtung von höchstens einem Tag pro Monat dar. 

Zu den Aufgaben, die unter den Begriff „redaktionelle Unterstützung“ fallen, gehört Folgendes: a) redaktionelle Aufgaben, wie die Revision von auf der Website veröffentlichten Texten, und b) die so genannten redaktionellen Sitzungen, d. h. Sitzungen zwischen dem Dienstleistungserbringer und (einem) Vertreter(n) der zuständigen Dienststelle des Europäischen Parlaments. 
Die redaktionellen Aufgaben bestehen hauptsächlich aus der Revision von Texten. Solche Aufgaben fallen gelegentlich an, sind selten dringend und erfordern begrenzte Zeit und Ressourcen.
Durch die redaktionellen Sitzungen erfüllt der Dienstleistungserbringer seine Pflicht, eine enge Beziehung und regelmäßigen Kontakt zu der zuständigen Dienststelle des Europäischen Parlaments zu unterhalten (erwähnt unter vorstehendem Punkt 3.7). Die Arbeitssprachen der Sitzungen sind Englisch und/oder Französisch. Der/die Vertreter des Dienstleistungserbringers, die an redaktionellen Sitzungen im Europäischen Parlament in Brüssel teilnehmen, sollten für die Möglichkeit sorgen, in beiden Sprachen zu kommunizieren. Die Sitzungstermine werden einvernehmlich von den beiden Vertragsparteien – der zuständigen Dienststelle des Europäischen Parlaments und dem Dienstleistungserbringer – festgelegt. Grundsätzlich finden diese Sitzungen nicht häufig statt (es gibt durchschnittlich nicht mehr als zwei Sitzungen pro Jahr). 
3.9 Reise- und Unterkunftskosten

Die Reise- und Unterkunftskosten im Rahmen der vorstehend genannten Sitzungen werden vom Europäischen Parlament folgendermaßen erstattet:
Die Erstattung der Reisekosten erfolgt zwischen dem Ort der Niederlassung des Dienstleistungserbringers und dem Arbeitsort des Europäischen Parlaments in Brüssel.
(a) Im Falle der Anreise mit dem Zug oder Flugzeug kann/können sich der/die Vertreter des Dienstleistungserbringers die tatsächlichen Reisekosten erstatten lassen, wobei der Erstattungsbetrag nicht höher sein darf als der Preis für eine Fahrkarte erster Klasse bzw. der flexible Flugtarif der Touristenklasse, und zwar für die kürzeste Strecke zwischen dem Ausgangsbahnhof oder -flughafen und dem Sitzungsort und gegen Vorlage des (Original-) Flug- oder Zugtickets, gegebenenfalls einschließlich der Einsteigekarten.
 (b) Im Falle der Benutzung des eigenen Fahrzeugs hat/haben der/die Vertreter des Dienstleistungserbringers gegen Vorlage einer Ehrenerklärung Anspruch auf eine pauschale Vergütung ihrer Reisekosten in Höhe des Fahrpreises der entsprechenden Zugfahrt erster Klasse, der auf der Grundlage der kürzesten Strecke zwischen ihrem Wohnort und dem Sitzungsort berechnet wird.
Das Tagegeld des Vertreters/der Vertreter des Dienstleistungserbringers, der/die vom Parlament eingeladen wird/werden, beträgt 200 EUR, wenn der/die Vertreter des Dienstleistungserbringers die Nacht am Sitzungsort verbringen musste(n). Die Originalhotelrechnung ist vorzulegen. Andernfalls beträgt das Tagegeld 75 EUR. 
Die Reise- und Unterkunftskosten werden nur berücksichtigt, wenn der Dienstleistungserbringer seinen Sitz außerhalb Belgiens hat.
4 TEILNAHME AM AUSSCHREIBUNGSVERFAHREN
Die Teilnahme an diesem Ausschreibungsverfahren steht allen natürlichen und juristischen Personen und öffentlichen Einrichtungen eines Mitgliedstaates der Europäischen Union, sowie allen natürlichen und juristischen Personen und öffentlichen Einrichtungen eines Drittlandes, das mit der Europäischen Union ein besonderes Abkommen im Bereich der öffentlichen Aufträge geschlossen hat, durch das ihnen Zugang zu dem Auftrag, der Gegenstand dieser Ausschreibung ist, gewährt wird, unter den Bedingungen dieses Abkommens offen.
Ist ein potenzieller Bieter gemäß den vorgenannten Vereinbarungen nicht teilnahmeberechtigt, kann ihm vom Europäischen Parlament ausnahmsweise auf Ad-hoc-Basis gestattet werden, an der Ausschreibung teilzunehmen, ohne dass dies einen Präzedenzfall oder eine Verpflichtung für die Zukunft darstellt. Die Übermittlung der Ausschreibungsunterlagen auf Antrag eines Bieters, der nicht unter diese Abkommen fällt, bedeutet nicht, dass das Europäische Parlament sein etwaiges Angebot später akzeptiert. 
Zur Feststellung der Teilnahmeberechtigung der Bieter müssen diese in ihrem Angebot den Staat angeben, in dem sie ihren Sitz haben oder wohnhaft sind. Außerdem legen sie die nach ihrem nationalen Recht erforderlichen Nachweise oder andere gleichwertige Nachweise vor, die es dem Europäischen Parlament ermöglichen, ihre Herkunft zu prüfen. 
5 GRUPPEN VON WIRTSCHAFTSTEILNEHMERN/ BIETERGEMEINSCHAFTEN
Soweit das Angebot von einer Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern/Bietergemeinschaft eingereicht wird, muss Anlage 6 ausgefüllt und dem Angebot beigefügt werden.
Gruppen von Wirtschaftsteilnehmern/Bietergemeinschaften dürfen ein Angebot einreichen. Das Europäische Parlament behält sich das Recht vor, von der erfolgreichen Gruppe eine bestimmte Rechtsform zu verlangen, falls dies für die ordnungsgemäße Ausführung des Auftrags erforderlich ist. Diese Forderung kann vom Europäischen Parlament zu jedem Zeitpunkt des Vergabeverfahrens mitgeteilt werden, in jedem Falle jedoch nur bis zur Unterzeichnung des Vertrags.
Die Bieter, die Mitglieder einer Gruppe/Bietergemeinschaft sind, müssen die vertraglichen Bestimmungen oder Vereinbarungen, die sie untereinander geschlossen haben, detailliert angeben.
Die Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern/Bietergemeinschaft muss, sofern sie den Zuschlag für den Auftrag erhält, ihre Rechtsform spätestens vor Unterzeichnung des Vertrags nachweisen. Diese Rechtsform kann eine der folgenden sein:
· eine Einrichtung mit einer Rechtspersönlichkeit, die von einem Mitgliedstaat anerkannt ist;
· eine Einrichtung, die keine eigene Rechtspersönlichkeit besitzt, aber einen ausreichenden Schutz der vertraglichen Interessen des Europäischen Parlaments bietet (je nach betroffenem Mitgliedstaat kann dies beispielsweise ein Konsortium oder eine Arbeitsgemeinschaft sein);
· die Unterzeichnung einer Art „Vollmacht“ oder einer gleichwertigen Urkunde durch alle Partner, wodurch eine Form der Zusammenarbeit geschaffen wird.
Der tatsächliche Status der Gruppe/Bietergemeinschaft wird durch ein Dokument oder eine Vereinbarung nachgewiesen, das bzw. die von den Mitgliedern der Gruppe unterzeichnet wurde und dem Angebot beizufügen ist.
In Ausnahmefällen können diese Dokumente oder Vereinbarungen nach dem Schlusstermin für die Einreichung eines Angebots geändert und/oder übermittelt werden, allerdings keinesfalls nach der Mitteilung der Ergebnisse der Ausschreibung an die betroffenen Bieter. Das Europäische Parlament behält sich das Recht vor, ein Angebot abzulehnen, wenn die Bedingungen der Vereinbarungen zwischen den Mitgliedern einer Gruppe/Bietergemeinschaft während des Verfahrens geändert werden, wenn dort keine gesamtschuldnerische Haftung der Mitglieder vorgesehen ist oder wenn zusammen mit dem Angebot keine rechtsgültige Vereinbarung vorgelegt wurde.
Das Europäische Parlament kann andere als die vorstehend beschriebenen Rechtsformen akzeptieren, sofern diese die gesamtschuldnerische Haftung der Parteien sicherstellen und mit der Ausführung des Auftrags vereinbar sind. In jedem Fall wird darauf hingewiesen, dass das Europäische Parlament in dem mit der Gruppe/Bietergemeinschaft zu unterzeichnenden Vertrag ausdrücklich auf die Existenz einer solchen gesamtschuldnerischen Haftung Bezug nehmen wird. Ferner behält es sich das Recht vor, vertraglich die Benennung eines gemeinsamen Bevollmächtigten vorzuschreiben, der die Mitglieder vertreten kann und u. a. berechtigt ist, im Namen der übrigen Mitglieder Rechnungen auszustellen.
In den Angeboten, die von Gruppen von Wirtschaftsteilnehmern/Bietergemeinschaften eingereicht werden, müssen die Aufgaben, die Qualifikationen und die Erfahrung jedes einzelnen Mitglieds beschrieben werden. Das Angebot wird von den Wirtschaftsteilnehmern gemeinsam eingereicht, und diese haften für die Angebotsabgabe gesamtschuldnerisch.
Im Fall einer Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern/Bietergemeinschaft sind der Nachweis für den Zugang zum Auftrag (Teilnahmeberechtigung) sowie die Nachweise für die Einhaltung der Ausschluss- und Auswahlkriterien von jedem einzelnen Mitglied der Gruppe zu erbringen. In Bezug auf die Auswahlkriterien kann das Europäische Parlament auf die Leistungsfähigkeit der anderen Mitglieder der Gruppe zurückgreifen um zu bestimmen, ob der Bieter über die für die Ausführung des Auftrags erforderlichen Mittel verfügt. In diesem Fall müssen sich diese Mitglieder schriftlich verpflichten, den anderen Mitgliedern die für die Ausführung des Vertrags erforderlichen Mittel zur Verfügung zu stellen.
6 UNTERAUFTRAGSVERGABE

Die Unterauftragsvergabe ist zulässig.
Die Anlage 6 muss unbedingt ausgefüllt und dem Angebot beigefügt werden, wenn der Bieter Unterauftragnehmer einsetzt.
In dem Angebot sind möglichst der Teil des Auftrags, den der Bieter an Unterauftragnehmer zu vergeben gedenkt, und die Identität dieser Unterauftragnehmer genau anzugeben. Während des Verfahrens der Auftragsvergabe oder der Ausführung des Vertrags wird das Europäische Parlament von den Auftragnehmern Informationen über die finanzielle, wirtschaftliche, technische und berufliche Leistungsfähigkeit des/der vorgeschlagenen Unterauftragnehmer/s einholen. Ebenso kann das Europäische Parlament die erforderlichen Nachweise verlangen, um festzustellen, ob die Unterauftragnehmer die vorgeschriebenen Ausschlusskriterien erfüllen. Die Bieter werden darüber informiert, dass sich die vorgeschlagenen Unterauftragnehmer nicht in einer der in den Artikeln 106, 107 und 109 der Haushaltsordnung beschriebenen Situationen befinden dürfen, was den Ausschluss von der Teilnahme an einer Ausschreibung der Europäischen Union zur Folge hätte.
Falls ein signifikanter Teil des Auftrags an Unterauftragnehmer weitervergeben wird, überprüft das Europäische Parlament, ob die vorgesehenen Unterauftragnehmer die einschlägigen Auswahlkriterien erfüllen.
Das Europäische Parlament hat das Recht, jeden Unterauftragnehmer abzulehnen, der die Ausschlusskriterien (siehe Punkt 13) oder die Auswahlkriterien (siehe Punkt 14) nicht erfüllt.
Im Übrigen muss das Europäische Parlament vom Auftragnehmer über jeden nicht im Angebot vorgesehenen späteren Einsatz von Unterauftragnehmern unterrichtet werden. Der zuständige Anweisungsbefugte behält sich das Recht vor, den vorgeschlagenen Unterauftragnehmer zu akzeptieren oder abzulehnen. Zu diesem Zweck kann er die erforderlichen Nachweise verlangen, um festzustellen, ob der/die betreffende(n) Unterauftragnehmer die vorgeschriebenen Kriterien erfüllt/erfüllen. Die Genehmigung des Europäischen Parlaments wird in allen Fällen schriftlich erteilt. 
Die Vergabe des Auftrags an einen Bieter, der in seinem Angebot einen Unterauftragnehmer vorschlägt, gilt als Genehmigung der Unterauftragsvergabe.
7 VARIANTEN

Varianten sind nicht zulässig.
8 PREISE

Die Preise werden nach den im Vertrag vorgesehenen Bedingungen angepasst.
Gemäß Artikel 3 des Protokolls über die Vorrechte und Befreiungen der Europäischen Union wird das Preisangebot ohne Mehrwertsteuer und andere entsprechende indirekte Steuern eingereicht. 
Die Bieter sind aufgefordert, die Preisliste in Anlage 2 der Aufforderung zur Angebotsabgabe auszufüllen und sie ihrem Angebot beizufügen, zu dessen integralem Bestandteil sie werden.
Diese Liste enthält Einheitspreise und einen monatlichen Pauschalpreis. Bei den Einheitspreisen handelt es sich um Preise in Euro pro gelieferten Posten in beiden Sprachen (Englisch/Französisch), unabhängig von der Länge des gelieferten Postens. Der monatliche Pauschalpreis ist ein Komplettpreis für die redaktionelle Unterstützung und wird, auch für die nicht zum Euro-Währungsgebiet gehörenden Länder, in Euro angegeben. Für die Bieter aus diesen Ländern kann der Betrag des Angebots nicht aufgrund der Entwicklung der Wechselkurse angepasst werden. Die Wahl des Wechselkurses obliegt dem Bieter, der die Risiken oder Vorteile von Wechselkursschwankungen übernehmen muss.
9 OBLIGATORISCHEN PROBETEXTE
Um die Kapazitäten der Bieter einschätzen zu können, müssen diese die folgenden Probetexte erstellen:
a. Sie legen ein Resümee in englischer und französischer Sprache vor von dem Dokument COM(2016)0204 – Bericht der Kommission an das Europäische Parlament und den Rat gemäß Artikel 18 Absatz 2 der Richtlinie 2004/35/EG über Umwelthaftung zur Vermeidung und Sanierung von Umweltschäden – Verfahrensdossier: 2002/0021(COD)
b. Sie legen ein Resümee in englischer und französischer Sprache vor von der Verordnung (EU) 2016/399 – Verordnung des Europäischen Parlaments und des Rates über einen Gemeinschaftskodex für das Überschreiten der Grenzen durch Personen (Schengener Grenzkodex) (Kodifizierung) – Verfahrensdossier: 2015/0006(COD)
c. Sie legen ein Resümee in englischer und französischer Sprache auf der Grundlage eines Dokuments nach Wahl der Bieter vor, das einen Bezug zur Tätigkeit des Europäischen Parlaments aufweist. Das Dokument sollte von einer Art sein, die unter Teil 3.2 des Lastenhefts angegeben ist. Dem Resümee liegt das Quellendokument in englischer oder in französischer Sprache bei.
In jedem Fall entscheidet der Bieter über die Länge der Texte. Es sei darauf hingewiesen, dass die Formatierung relativ einfach sein muss, d. h. weder Tabellen noch Spalten in den Texten. Dagegen sind Hyperlinks erlaubt. 
Durch diese Probetexte soll Folgendes bewertet werden:

· die Kenntnisse der Bieter von dem Beschlussfassungsprozess der Europäischen Union und aktuellen Themen,

· ihre Fähigkeit, Resümees zu erstellen, und ihre Urteilsfähigkeit,

· die redaktionelle Qualität im Hinblick auf Sprache und Stil.

Dies sind die qualitativen Zuschlagskriterien 1, 2 und 3 (siehe Punkt 14).

10 UMWELTSCHUTZASPEKTE

Umweltpolitik des Europäischen Parlaments
Der Bieter verpflichtet sich, die im auftragsrelevanten Tätigkeitsbereich geltenden Umweltvorschriften gewissenhaft einzuhalten, falls er den Zuschlag erhält. In diesem Zusammenhang wird darauf hingewiesen, dass das Europäische Parlament das Umweltmanagementsystem EMAS gemäß der Verordnung (EG) Nr. 1221/2009 des Europäischen Parlaments und des Rates vom 25. November 2009 anwendet. Informationen zu EMAS werden von der anweisungsbefugten Abteilung am Ende dieses Lastenhefts bereitgestellt. Der erfolgreiche Bieter hat dafür zu sorgen, dass die vom Europäischen Parlament übermittelten Informationen über das EMAS-Programm im Allgemeinen und über die konkrete Durchführung von Umweltschutzmaßnahmen im Besonderen seinem für das Europäische Parlament tätigen Personal zur Kenntnis gebracht werden. Auf Verlangen des Europäischen Parlaments muss der erfolgreiche Bieter nachweisen, dass alle an der Ausführung der vertraglich vereinbarten Arbeiten beteiligten Personen die notwendige und angemessene berufliche Fortbildung (in technischer, sicherheitstechnischer und umweltbezogener Hinsicht) in Bezug auf die Einhaltung der Sicherheitsvorschriften, die korrekte Handhabung der anzuwendenden Ausrüstung und Produkte, einschließlich der im Fall einer falschen Handhabung oder anderer möglicher Vorfälle zu ergreifenden Maßnahmen, erhalten haben.
11 POLITIK ZUR FÖRDERUNG DER CHANCENGLEICHHEIT

Falls er den Zuschlag erhält, verpflichtet sich der Bieter, bei der Ausführung des Auftrags eine Politik zur Förderung der Gleichbehandlung und der Vielfalt einzuhalten, indem er die uneingeschränkte Anwendung der in den Unionsverträgen niedergelegten Grundsätze der Nichtdiskriminierung und der Gleichstellung gewährleistet. Im Besonderen verpflichtet sich der erfolgreiche Bieter, ein offenes und integratives Arbeitsumfeld zu schaffen, zu bewahren und zu fördern, das der Menschenwürde und den Grundsätzen der Chancengleichheit entspricht und sich an drei vorrangigen Zielen orientiert:

· Gleichstellung von Männern und Frauen,

· Beschäftigung und Integration von Menschen mit Behinderungen,

· Beseitigung aller Hindernisse bei der Einstellung und jeder potenziellen Diskriminierung, insbesondere wegen des Geschlechts, der Rasse oder der ethnischen Herkunft, der Religion oder der Weltanschauung, einer Behinderung, des Alters oder der sexuellen Ausrichtung.
TEIL II – AUSSCHLUSS-, AUSWAHL- UND ZUSCHLAGSKRITERIEN
12 AUSSCHLUSSKRITERIEN

Der vollständige Wortlaut der Artikel 106, 107 und 108 der Haushaltsordnung zu den Ausschlusskriterien und ihrer Anwendung findet sich im Amtsblatt der Europäischen Union L 286 vom 30.10.2015, S. 1-29.
Artikel 106 der Haushaltsordnung (Auszüge): Nachstehend werden lediglich die Absätze 1, 4, 7 und 8 wiedergegeben.
1.
Der öffentliche Auftraggeber schließt einen Wirtschaftsteilnehmer von der Teilnahme an Vergabeverfahren, die dieser Verordnung unterliegen, in den folgenden Fällen aus:
a)
Der Wirtschaftsteilnehmer ist zahlungsunfähig oder befindet sich in einem Insolvenzverfahren oder in Liquidation, seine Vermögenswerte werden von einem Insolvenzverwalter oder Gericht verwaltet, er befindet sich in einem Vergleichsverfahren, seine gewerbliche Tätigkeit wurde eingestellt oder er befindet sich aufgrund eines in den nationalen Rechtsvorschriften vorgesehenen gleichartigen Verfahrens in einer vergleichbaren Lage.
b)
Durch eine rechtskräftige Gerichts- oder eine endgültige Verwaltungsentscheidung wurde festgestellt, dass der Wirtschaftsteilnehmer seinen Verpflichtungen zur Entrichtung seiner Steuern oder Sozialversicherungsbeiträge gemäß dem Recht des Landes seiner Niederlassung, des Landes des öffentlichen Auftraggebers oder des Landes der Auftragsausführung nicht nachgekommen ist.
c)
Durch eine rechtskräftige Gerichts- oder eine endgültige Verwaltungsentscheidung wurde festgestellt, dass der Wirtschaftsteilnehmer im Rahmen seiner beruflichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung begangen hat aufgrund eines Verstoßes gegen geltende Gesetze, Bestimmungen oder ethische Normen seines Berufsstandes oder aufgrund jeglicher Form von rechtswidrigem Handeln, das sich auf seine berufliche Glaubwürdigkeit auswirkt, wenn es vorsätzlich oder grob fahrlässig erfolgt; dazu zählen insbesondere folgende Verhaltensweisen:
i)
falsche Erklärungen, die im Zuge der Mitteilung der erforderlichen Auskünfte zur Überprüfung des Fehlens von Ausschlussgründen oder der Einhaltung der Eignungskriterien bzw. bei der Auftragsausführung in betrügerischer Absicht oder durch Fahrlässigkeit abgegeben wurden,
ii)
Absprachen mit anderen Wirtschaftsteilnehmern mit dem Ziel einer Wettbewerbsverzerrung,
iii)
Verstoß gegen die Rechte des geistigen Eigentums,
iv)
Versuch der Einflussnahme auf die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers während des Vergabeverfahrens,
v)
Versuch, vertrauliche Informationen über das Verfahren zu erhalten, durch die unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangt werden könnten.
d)
Durch eine rechtskräftige Gerichtsentscheidung wurde festgestellt, dass sich der Wirtschaftsteilnehmer einer der folgenden Straftaten schuldig gemacht hat:
i)
Betrug im Sinne des Artikels 1 des mit dem Rechtsakt des Rates vom 26. Juli 1995 ausgearbeiteten Übereinkommens über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften
,
ii)
Bestechung im Sinne des Artikels 3 des mit dem Rechtsakt des Rates vom 26. Mai 1997 ausgearbeiteten Übereinkommens über die Bekämpfung der Bestechung, an der Beamte der Europäischen Gemeinschaften oder der Mitgliedstaaten der Europäischen Union beteiligt sind
, und des Artikels 2 Absatz 1 des Rahmenbeschlusses 2003/568/JI des Rates
 sowie Bestechung im Sinne des Rechts des Landes des öffentlichen Auftraggebers, des Landes der Niederlassung des Wirtschaftsteilnehmers oder des Landes der Auftragsausführung,
iii)
Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung im Sinne des Artikels 2 des Rahmenbeschlusses 2008/841/JI des Rates
,
iv)
Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates
,
v)

Straftaten mit terroristischem Hintergrund oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten im Sinne des Artikels 1 beziehungsweise des Artikels 3 des Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des Rates
 oder Anstiftung, Beihilfe und Versuch im Sinne des Artikels 4 des genannten Beschlusses, 
vi)
Kinderarbeit oder andere Formen des Menschenhandels im Sinne des Artikels 2 der Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates
.
e)
Der Wirtschaftsteilnehmer hat bei der Ausführung eines aus dem Haushalt finanzierten Auftrags erhebliche Mängel bei der Erfüllung der Hauptauflagen erkennen lassen, die eine vorzeitige Beendigung des Auftrags, die Anwendung von pauschaliertem Schadensersatz oder anderen Formen von Vertragsstrafen nach sich gezogen haben oder die durch Überprüfungen, Rechnungsprüfungen oder Ermittlungen eines Anweisungsbefugten, des OLAF oder des Rechnungshofs aufgedeckt wurden.
f)
Durch eine rechtskräftige Gerichts- oder eine endgültige Verwaltungsentscheidung wurde festgestellt, dass der Wirtschaftsteilnehmer eine Unregelmäßigkeit im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates
 begangen hat.
4. 
Der öffentliche Auftraggeber schließt den Wirtschaftsteilnehmer aus, wenn sich eine Person, die Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans des betreffenden Wirtschaftsteilnehmers ist oder darin Vertretungs-, Beschluss- oder Kontrollbefugnisse hat, in einer oder mehreren der in Absatz 1 Buchstaben c bis f genannten Situationen befindet. Ein Wirtschaftsteilnehmer wird darüber hinaus durch den öffentlichen Auftraggeber auch dann ausgeschlossen, wenn sich eine natürliche oder juristische Person, die unbegrenzt für die Schulden dieses Wirtschaftsteilnehmer haftet, in einer oder mehreren der in Absatz 1 Buchstaben a oder b genannten Situation befindet.
7. 
Der öffentliche Auftraggeber schließt (...) einen Wirtschaftsteilnehmer von der Teilnahme an Vergabeverfahren nicht aus, wenn
a)
der Wirtschaftsteilnehmer Abhilfemaßnahmen nach Absatz 8 dieses Artikels getroffen und damit seine Zuverlässigkeit unter Beweis gestellt hat; dies ist nicht auf den in Absatz 1 Buchstabe d dieses Artikels genannten Fall anwendbar;
b)
eine ununterbrochene Leistungserbringung für eine begrenzte Dauer bis zum Ergreifen von Abhilfemaßnahmen nach Absatz 8 dieses Artikels unerlässlich ist;
c)
ein solcher Ausschluss (...) unverhältnismäßig wäre.
Darüber hinaus findet Absatz 1 Buchstabe a dieses Artikels keine Anwendung beim Kauf von Lieferungen zu besonders günstigen Bedingungen bei Lieferanten, die ihre Geschäftstätigkeit endgültig aufgeben, oder bei Konkursverwaltern in einem Insolvenzverfahren, Vergleichen mit Gläubigern oder durch ähnliche im einzelstaatlichen Recht vorgesehene Verfahren.
(…)
8.
Die in Absatz 7 genannten Maßnahmen, mit denen bezüglich der Ausschlusssituation Abhilfe geschaffen wird, können insbesondere Folgendes umfassen:
a)
Maßnahmen zur Aufdeckung der Ursachen der Umstände, die zum Ausschluss geführt haben, sowie konkrete technische, organisatorische und personelle Maßnahmen in dem maßgeblichen Geschäftsbereich des Wirtschaftsteilnehmers, damit ein solches Verhalten berichtigt wird und in Zukunft nicht mehr vorkommt;
b)
den Nachweis, dass der Wirtschaftsteilnehmer Maßnahmen zur Entschädigung oder Wiedergutmachung des Schadens oder Nachteils für die finanziellen Interessen der Union ergriffen hat, dem der Tatbestand zugrunde liegt, der zu der Ausschlusssituation geführt hat;
c)
den Nachweis, dass der Wirtschaftsteilnehmer die von einer zuständigen Behörde verhängten Geldbußen bzw. die Steuern oder Sozialbeiträge nach Absatz 1 Buchstabe b gezahlt hat bzw. die Zahlung gewährleistet ist.
Artikel 107 der Haushaltsordnung (Auszüge): Nachstehend werden lediglich die Absätze 1 und 2 wiedergegeben. 
Ablehnung in einem konkreten Vergabeverfahren
1.
Der öffentliche Auftraggeber lehnt in einem konkreten Vergabeverfahren die Auftragsvergabe an einen Wirtschaftsteilnehmer ab, wenn dieser
a)
sich in einer Ausschlusssituation nach Artikel 106 befindet;
b)
die Auskünfte, die für die Teilnahme am Vergabeverfahren verlangt wurden, verfälscht oder nicht erteilt hat;
c)
zuvor an der Erstellung von Auftragsunterlagen mitgewirkt hat, so dass eine Wettbewerbsverzerrung entsteht, die auf andere Weise nicht behoben werden kann.
2.
Bevor der öffentliche Auftraggeber entscheidet, einen Wirtschaftsteilnehmer in einem konkreten Vergabeverfahren abzulehnen, gibt er ihm die Gelegenheit zur Stellungnahme, es sei denn, die Ablehnung wurde gemäß Absatz 1 Buchstabe a mit einer Entscheidung zum Ausschluss des Wirtschaftsteilnehmers gerechtfertigt, bei der seine Stellungnahme schon geprüft wurde.
Der Bewerber/Bieter wird gebeten, Anlage 3 auszufüllen, in der die Ausschlusskriterien genannt werden.
12.1 Bewertung der Ausschlusskriterien
1. Alle Bieter haben die ordnungsgemäß unterzeichnete und mit Datum versehene ehrenwörtliche Erklärung entsprechend dem Muster in Anlage 3 beizubringen. 
2. Der erfolgreiche Bieter hat binnen 14 Kalendertagen ab dem Tag der Mitteilung der vorläufigen Vergabe des Auftrags und vor der Unterzeichnung des Vertrags folgende Nachweise zu erbringen:
· einen Strafregisterauszug neueren Datums oder in Ermangelung eines solchen eine gleichwertige Bescheinigung einer zuständigen Justiz- oder Verwaltungsbehörde seines Ursprungs- oder Herkunftslandes, aus der hervorgeht, dass keiner der in Artikel 106 Absatz 1 Buchstaben a, c, d oder f der Haushaltsordnung genannten Fälle auf den Bieter zutrifft; dies gilt auch für die in Artikel 106 Absatz 4 der Haushaltsordnung genannten Personen;
· eine von der zuständigen Behörde des betreffenden Staates ausgestellte Bescheinigung neueren Datums als Nachweis dafür, dass sich der Bieter nicht in der in Artikel 106 Absatz 1 Buchstaben a und b der Haushaltsordnung genannten Situation befindet.
· Werden solche Dokumente oder Bescheinigungen von dem betreffenden Land nicht ausgestellt, sowie in den übrigen in Artikel 106 der Haushaltsordnung genannten Ausschlussfällen können sie durch eine eidesstattliche oder hilfsweise ehrenwörtliche Erklärung ersetzt werden, die die betreffende Person vor einer Justiz- oder Verwaltungsbehörde, einem Notar oder einer dafür zuständigen Berufsorganisation des Ursprungs- oder Herkunftslandes abgibt.
3. Der Bieter, der den Zuschlag erhalten soll, ist von der Verpflichtung zur Vorlage des in Absatz 2 genannten Nachweises befreit, wenn internationale Organisationen als Bieter agieren und wenn der öffentliche Auftraggeber kostenlos auf Nachweise in einer nationalen Datenbank zugreifen kann oder wenn dem öffentlichen Auftraggeber ein solcher Nachweis für die Zwecke eines anderen Vergabeverfahrens bereits vorgelegt worden ist, die betreffenden Unterlagen vor höchstens einem Jahr ausgestellt wurden und immer noch gültig sind. In diesem Fall versichert der Bieter in einer ehrenwörtlichen Erklärung, dass er im Rahmen eines früheren Vergabeverfahrens, das er anzugeben hat, bereits die Belege vorgelegt und dass sich an seiner Situation nichts geändert hat. 
13 AUSWAHLKRITERIEN
Das Europäische Parlament verlangt von allen Bietern aktuelle Belege.
13.1 Rechts- und Geschäftsfähigkeit
Die Bieter müssen mindestens eine der folgenden Bedingungen erfüllen:
(a) Sie müssen in einem einschlägigen Berufs- oder Handelsregister eingetragen sein, es sei denn, es handelt sich um internationale Organisationen;
(b) bei Dienstleistungsaufträgen müssen sie im Besitz einer bestimmten Genehmigung sein, aus der hervorgeht, dass sie befugt sind, den Auftrag in dem Land ihrer Niederlassung auszuführen, oder sie müssen Mitglied eines spezifischen Fachverbands sein.
Im Fall von Gruppen von Wirtschaftsteilnehmern/Bietergemeinschaften wird der Nachweis der Genehmigung zur Ausführung des Auftragsgegenstands von jedem einzelnen Mitglied der Gruppe erbracht.
13.2 Finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit
Der Bieter muss über eine ausreichende wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit verfügen, um den Auftrag unter Einhaltung der Vertragsbestimmungen ausführen zu können. Falls das Europäische Parlament anhand der übermittelten Informationen ernste Zweifel an der finanziellen Leistungsfähigkeit des Bieters hat oder falls sich diese als unzureichend für die Ausführung des Auftrags erweist, kann das Angebot abgelehnt werden, ohne dass der Bieter Anspruch auf irgendeine finanzielle Entschädigung hat.
Außerdem verlangt das Europäische Parlament von den Bietern in Bezug auf den im Rahmen dieser Ausschreibung zu vergebenden Auftrag mindestens eine finanzielle und wirtschaftliche Leistungsfähigkeit, die anhand folgender Gesichtspunkte bewertet wird:
· Umsatz von mindestens 150 000 EUR.
Die Bewertung der finanziellen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit erfolgt anhand des Inhalts folgender Dokumente, die von den Bietern einzureichen sind:
· entsprechende Bankerklärungen oder der Nachweis einer entsprechenden Berufshaftpflichtversicherung;
· Jahresabschlüsse mindestens der letzten beiden Geschäftsjahre, falls deren Veröffentlichung in dem Land, in dem der Wirtschaftsteilnehmer ansässig ist, gesetzlich vorgeschrieben ist;
· eine Erklärung über den Gesamtumsatz und den Umsatz, der mit Bauarbeiten, Lieferungen oder Dienstleistungen im Zusammenhang mit dem Bereich des Auftrags während eines Zeitraums erwirtschaftet wurde, der höchstens die letzten drei verfügbaren Geschäftsjahre umfasst.
Wenn der Bieter nicht in der Lage ist, die verlangten Nachweise vorzulegen, kann er seine wirtschaftliche und finanzielle Leistungsfähigkeit auch anhand anderer, vom Europäischen Parlament als akzeptabel betrachteter Dokumente nachweisen.
Ein Bieter kann die Leistungsfähigkeit anderer Unternehmen geltend machen, ungeachtet der rechtlichen Natur der zwischen ihm und diesen Unternehmen bestehenden Beziehungen. In diesem Fall muss er nachweisen, dass er über die für die Ausführung des Auftrags erforderlichen Mittel verfügen wird, beispielsweise durch eine Verpflichtungserklärung der betreffenden Unternehmen, ihm diese Mittel zur Verfügung zu stellen. In diesem Fall ist das Europäische Parlament berechtigt, die eingereichte Bewerbung oder das eingereichte Angebot abzulehnen, wenn es Zweifel an der Verpflichtung Dritter oder an deren finanziellen Leistungsfähigkeit hat. Das Europäische Parlament kann gegebenenfalls fordern, dass der Bieter und diese anderen Unternehmen gesamtschuldnerisch für die Ausführung des Auftrags haften. 
Unter denselben Voraussetzungen können sich Gruppen von Wirtschaftsteilnehmern/Bietergemeinschaften auf die Leistungsfähigkeit der Mitglieder der Gruppe oder anderer Unternehmen stützen.
Außerdem kann sich der Bieter stets auf die wirtschaftliche Leistungsfähigkeit eines oder mehrerer Unterauftragnehmer stützen, sofern diese sich verpflichten, an der Ausführung des Auftrags teilzunehmen. Bei dieser Fallgestaltung bewertet das Europäische Parlament die Leistungsfähigkeit des/der Unterauftragnehmer(s) in Bezug auf den Umfang seiner/ihrer Beteiligung bei der Ausführung des Auftrags.
13.3 Technische und berufliche Leistungsfähigkeit

Der Bieter muss über eine ausreichende technische und berufliche Leistungsfähigkeit verfügen, um den Auftrag unter Einhaltung der Vertragsbestimmungen ausführen zu können. Falls das Europäische Parlament anhand der übermittelten Informationen ernste Zweifel an der technischen und beruflichen Leistungsfähigkeit des Bieters hat oder falls sich diese als eindeutig unzureichend für die Ausführung des Auftrags erweist, kann das Angebot abgelehnt werden, ohne dass der Bieter Anspruch auf irgendeine finanzielle Entschädigung hat.
In Bezug auf den im Rahmen dieser Ausschreibung zu vergebenden Auftrag verlangt das Europäische Parlament von den Bietern die folgende technische und berufliche Leistungsfähigkeit:
a. ein Team von Experten auf dem Gebiet der Texterstellung, die in der Lage sind, hochwertige Texte in englischer (EN) und französischer (FR) Sprache zu erstellen. Das Team ist folgendermaßen organisiert: 
i. entweder mindestens 6 muttersprachliche Redakteure (d. h. mindestens 3 Personen für jede der beiden Sprachen), wobei jeder über die Sprachkenntnisse verfügen muss, die es ihm ermöglichen, Resümees in seiner Muttersprache auf der Grundlage von Dokumenten zu erstellen, die lediglich in der anderen Sprachen zur Verfügung stehen, oder 
ii. mindestens 3 muttersprachliche Redakteure (EN oder FR) und Diplomübersetzer, die die Übersetzung der Resümees in die andere Sprache anfertigen, die stets die Muttersprache des Übersetzers sein muss;
b. in dem Team muss zumindest der Projektleiter über eine nachweisbare fünfjährige Erfahrung auf dem in der Ausschreibung bezeichneten Gebiet, einschließlich Webedition, verfügen. Für die anderen Redakteure wird eine mindestens dreijährige Erfahrung mit der Erbringung von Leistungen vorausgesetzt, die denen im betreffenden Auftrag gleichzusetzen sind.
c. Die Übersetzer verfügen über eine nachgewiesene dreijährige Erfahrung im Bereich der Übersetzung;
d. die Fähigkeit zur Recherche, um die für die redaktionelle Unterstützung (siehe Punkt 3.8) erforderlichen Leistungen zu erbringen;
e. mindestens eine Person, die für die administrative Koordinierung (Zeitplan und Entgegennahme der Aufträge, Kontakte mit den zuständigen Dienststellen des Europäischen Parlaments) sorgt. Diese Position ist nicht mit der unter Buchstabe b genannten Position (Projektleiter) unvereinbar. 
Zusätzlich sei darauf hingewiesen, dass Studien, Schulungen und Erfahrung im Tätigkeitsbereich der Europäischen Union von Vorteil wären.
Die technische und berufliche Leistungsfähigkeit der Wirtschaftsteilnehmer wird je nach Art, Umfang und Verwendungszweck der Lieferungen, Bauarbeiten oder Dienstleistungen, die Gegenstand des Auftrags sind, durch einen oder mehrere der folgenden Nachweise belegt:
a. die Lebensläufe des redaktionellen Teams unter Angabe der Berufserfahrung (mit genauen Referenzen) sowie der erworbenen Diplome des nach Beendigung der Sekundarstufe (oder einer gleichwertigen Bildungseinrichtung) absolvierten, mindestens dreijährigen Hochschulbesuchs in der geforderten Muttersprache, mit denen das Studium und eine Ausbildung in Rechts- oder Politikwissenschaften und/oder Wirtschaftswissenschaften oder Kommunikationswissenschaften oder Informationswissenschaften abgeschlossen wurden. Für jeden Redakteur gesondert beizufügen.
b. gegebenenfalls die Lebensläufe des Übersetzerteams unter Angabe der Berufserfahrung (mit genauen Referenzen) sowie der erworbenen Diplome des nach Beendigung der Sekundarstufe (oder einer gleichwertigen Bildungseinrichtung) absolvierten, mindestens dreijährigen Hochschulbesuchs in der geforderten Muttersprache, mit denen das Studium und eine Ausbildung in Übersetzungswissenschaften abgeschlossen wurden. Für jeden Übersetzer gesondert beizufügen.
c. einige Beispiele – als Anhaltspunkt – von veröffentlichten Texten der letzten drei Jahre, die der in diesem Auftrag geforderten Leistungserbringung vergleichbar sind;
d. Vorlage einer Liste der wesentlichen in den letzten drei Jahren erbrachten Dienstleistungen im Bereich des vorliegenden Auftrags mit Angabe des Rechnungswerts, des Ausführungszeitpunkts sowie des öffentlichen oder privaten Empfängers;
e. eine Beschreibung der technischen Ausrüstung, die für die Ausführung des Auftrags verwendet wird; Angaben zur Version der Softwareprogramme;
f. eine Beschreibung der Hilfsmittel, die das Unternehmen für Recherchen nutzt;
g. eine Erklärung über die durchschnittliche jährliche Beschäftigtenzahl des Dienstleistungserbringers oder Unternehmers und die Zahl der Führungskräfte in den letzten drei Jahren.
In Anbetracht der Art und des Wertes des Auftrags stellt das Europäische Parlament folgende Mindestanforderungen an die Leistungsfähigkeit:
a. Sprache der Texterstellung (Englisch oder Französisch) als Muttersprache;
b. ausgezeichnete Kenntnis der zweiten Sprache (Englisch oder Französisch), die es dem Redakteur gestattet, auf der Grundlage eines lediglich in der anderen Sprache verfügbaren Dokuments in seiner Muttersprache zu arbeiten;
c. muttersprachliche Übersetzer für die Übersetzung der Resümees in die andere Sprache, wenn das redaktionelle Team auf drei Personen beschränkt ist;
d. ausgezeichnete Fähigkeiten in der Texterstellung und der Anfertigung von Zusammenfassungen, damit die Nutzer der Legislativen Beobachtungsstelle die wichtigen Schritte der interinstitutionellen Legislativ- und Haushaltsverfahren, der Tätigkeiten des Europäischen Parlaments im Allgemeinen und die aktuellen Meldungen verstehen und nachvollziehen können;
e. perfekte Beherrschung der Hard- und Software für eine gute Präsentation der Texte und das Laden in die Datenbank;
f. Version des Textverarbeitungsprogramms, wenn Zwischenformate erstellt werden: Formate ODF (ISO/IEC 26300:2006) oder DOCX (Microsoft Word Version 2010/2013).
Ein Bieter kann außerdem die Leistungsfähigkeit anderer Unternehmen geltend machen, ungeachtet der rechtlichen Natur der zwischen ihm und diesen Unternehmen bestehenden Beziehungen. In diesem Fall muss er gegenüber dem Europäischen Parlament den Nachweis erbringen, dass er über die notwendigen Mittel zur Ausführung des Auftrags verfügen wird, z. B. durch Vorlage einer Erklärung der betreffenden Unternehmen mit einer diesbezüglichen Verpflichtung. In diesem Fall ist das Europäische Parlament berechtigt, die eingereichte Bewerbung oder das eingereichte Angebot abzulehnen, wenn es Zweifel an der Verpflichtung Dritter oder an deren beruflicher und/oder technischer Leistungsfähigkeit hat.
14 ZUSCHLAGSKRITERIEN

Den Zuschlag für den Auftrag erhält das Angebot mit dem besten Verhältnis Gesamtpreis/Gesamtqualität.
Die Angebote werden anhand folgender Kriterien bewertet:

I. Qualitative Kriterien

1. Grad des Verständnisses des Werdegangs der Rechtsetzung und der Verfahren (höchstens 20 Punkte);

2. Qualität der Resümees (Zuverlässigkeit und Relevanz des Inhalts) (höchstens 20 Punkte); 

3. Fähigkeit der Texterstellung und -präsentation (höchstens 35 Punkte);

4. Verstehen der Ziele des Auftrags (höchstens 10 Punkte);

5. vorgeschlagene Organisation und Methode für die Ausführung des Auftrags (höchstens 15 Punkte).

Die Qualitätskriterien 1, 2 und 3 werden anhand der gemäß Punkt 10 dieses Dokuments vorzulegenden obligatorischen Probetexte bewertet.

Die Qualitätskriterien 4 und 5 werden anhand der Gesamtheit des technischen Angebots bewertet.

Der Mindestschwellenwert für die Qualität wird für jedes einzelne der Qualitätskriterien festgelegt. Wird der entsprechende Schwellenwert für ein Kriterium nicht erreicht, wird das Angebot bei der Berechnung des Preiskriteriums und bei der Zuschlagserteilung nicht berücksichtigt. Aus der nachfolgenden Tabelle ergeben sich die maximale Punktzahl für jedes qualitative Kriterium und der Mindestschwellenwert, der für jedes dieser Kriterien erreicht werden sollte. 
	Qualitatives Kriterium
	Maximale Punktzahl
	Mindestpunktzahl – Schwellenwert

	Kriterium 1
	20
	10

	Kriterium 2.
	20
	10

	Kriterium 3
	35
	18

	Kriterium 4
	10
	5

	Kriterium 5
	15
	8

	Gesamt
	100
	51


Um in der folgenden Phase der Preisbewertung berücksichtigt zu werden, müssen die Bieter den Mindestschwellenwert für jedes einzelne Kriterium und mindestens 51 Punkte für alle Kriterien zusammen erreichen.
II. Preiskriterium

Der Gesamtpreis entspricht der Summe, die man erhält, wenn man die Preise der Preisliste (Anlage 2 der Aufforderung zur Angebotsabgabe) und die folgenden Mengen folgendermaßen kombiniert:

Gesamtpreis = (A1 x 1800) + (A2 x 400) + (B x 12)

A1: Preis für Resümee mit normaler Frist
A2: Preis für Resümee mit Eilfrist
B: Monatlicher Pauschalpreis für redaktionelle Unterstützung
Um die Einheitspreise und den Pauschalpreis bewerten zu können, sind die angegebenen Mengen rein hypothetischer Art und stellen in keinem Fall eine Verpflichtung des Europäischen Parlaments dar.

III. Abschließende Bewertung

Der Gesamtpreis wird durch die Gesamtzahl der Punkte geteilt, die bei der Bewertung der Qualitätskriterien erreicht wurden. An erster Stelle wird das Angebot mit dem niedrigsten Quotienten eingestuft. 

Anlage 1 : Umweltpolitik des Europäischen Parlaments
http://www.epintranet.ep.parl.union.eu/files/live/sites/refin/files/shared/admin_live_finance/budget_public_markets/models_letters_specifications/annexes_emas/annexe_emas_de.pdf
Anlage 2: PREISLISTE
Diese Preisliste muss vollständig ausgefüllt werden.
Angebote, die dieser Anforderung nicht entsprechen, werden vom Vergabeverfahren ausgeschlossen.
	3.5a
Normale Lieferung von Resümees

	Einheitspreis je Resümee, das in den beiden Sprachen (FR – EN) geliefert wird
(in €)
	3.5b Eillieferung von Resümees
	Einheitspreis je Resümee, das in den beiden Sprachen (FR -–EN) geliefert wird
(in €)
	3.8
Dienstleistung „Redaktionelle Unterstützung“
	Monatlicher Pauschalpreis für die Dienstleistung „Redaktionelle Unterstützung“ (höchstens ein Tag pro Monat, siehe Punkt 3.8 des Lastenhefts)
(in €)

	
	Preis A1:
………………… €
	
	Preis A2:
………………… €
	
	Preis B:
………………… €


Bei den Einheitspreisen handelt es sich um Preise pro geliefertes Resümee, unabhängig von der Länge des gelieferten Produkts.
DATUM:

UNTERSCHRIFT: .................................................
ANLAGE 3: Ehrenwörtliche Erklärung zu den Ausschluss- und Auswahlkriterien 
Der/die Unterzeichnete, [Namen der dieses Formblatt unterzeichnenden Person einfügen], erkläre hiermit

	(nur für natürliche Personen) in eigener Sache,
	(nur für juristische Personen) als Vertreter(in) der folgenden juristischen Person: 



	Personalausweis- oder Reisepassnummer: 


	Vollständiger offizieller Name:
Offizielle Rechtsform: 

Nummer der Eintragung in das gesetzlich vorgesehene Register: 

Vollständige offizielle Anschrift: 
Mehrwertsteuer-Identifikationsnummer: 




	(1)  dass sich die oben genannte Person in einer der folgenden Situationen befindet bzw. nicht befindet:

	Ausschlusssituationen bezüglich der Person
	JA
	NEIN

	(a) Sie ist zahlungsunfähig oder befindet sich in einem Insolvenzverfahren oder in Liquidation, ihre Vermögenswerte werden von einem Insolvenzverwalter oder Gericht verwaltet, sie befindet sich in einem Vergleichsverfahren, ihre gewerbliche Tätigkeit wurde eingestellt, oder sie befindet sich aufgrund eines in den nationalen Rechtsvorschriften vorgesehenen gleichartigen Verfahrens in einer vergleichbaren Lage.
	
	

	(b) Durch eine rechtskräftige Gerichts- oder eine endgültige Verwaltungsentscheidung wurde festgestellt, dass sie ihren Verpflichtungen zur Entrichtung ihrer Steuern oder Sozialversicherungsbeiträge gemäß dem Recht des Landes ihrer Niederlassung, des Landes des öffentlichen Auftraggebers oder des Landes der Auftragsausführung nicht nachgekommen ist.
	
	

	(c) Durch eine rechtskräftige Gerichts- oder eine endgültige Verwaltungsentscheidung wurde festgestellt, dass sie im Rahmen ihrer beruflichen Tätigkeit eine schwere Verfehlung begangen hat aufgrund eines Verstoßes gegen geltende Gesetze, Bestimmungen oder ethische Normen ihres Berufsstandes oder aufgrund jeglicher Form von rechtswidrigem Handeln, das sich auf ihre berufliche Glaubwürdigkeit auswirkt, wenn es vorsätzlich oder grob fahrlässig erfolgt; dazu zählen insbesondere folgende Verhaltensweisen:
	

	(i) falsche Erklärungen, die im Zuge der Mitteilung der erforderlichen Auskünfte zur Überprüfung des Fehlens von Ausschlussgründen oder der Einhaltung der Eignungskriterien bzw. bei der Auftragsausführung in betrügerischer Absicht oder durch Fahrlässigkeit abgegeben wurden,
	
	

	(ii) Absprachen mit anderen Personen mit dem Ziel einer Wettbewerbsverzerrung,
	
	

	(iii) Verstoß gegen die Rechte des geistigen Eigentums,
	
	

	(iv) Versuch der Einflussnahme auf die Entscheidungsfindung des öffentlichen Auftraggebers während des Vergabeverfahrens,
	
	

	(v) Versuch, vertrauliche Informationen über das Verfahren zu erhalten, durch die unzulässige Vorteile beim Vergabeverfahren erlangt werden könnten.
	
	

	(d) Durch eine rechtskräftige Gerichtsentscheidung wurde festgestellt, dass die Person sich einer der folgenden Straftaten schuldig gemacht hat:
	

	(i) Betrug im Sinne des Artikels 1 des mit dem Rechtsakt des Rates vom 26. Juli 1995 ausgearbeiteten Übereinkommens über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften,
	
	

	(ii) Bestechung im Sinne des Artikels 3 des mit dem Rechtsakt des Rates vom 26. Mai 1997 ausgearbeiteten Übereinkommens über die Bekämpfung der Bestechung, an der Beamte der Europäischen Gemeinschaften oder der Mitgliedstaaten der EU beteiligt sind, und des Artikels 2 Absatz 1 des Rahmenbeschlusses 2003/568/JI des Rates sowie Bestechung im Sinne der rechtlichen Bestimmungen des Landes des öffentlichen Auftraggebers, des Landes der Niederlassung der Person oder des Landes der Auftragsausführung,
	
	

	(iii) Beteiligung an einer kriminellen Vereinigung im Sinne des Artikels 2 des Rahmenbeschlusses 2008/841/JI des Rates,
	
	

	iv) Geldwäsche oder Terrorismusfinanzierung im Sinne des Artikels 1 der Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates,
	
	

	(v) Straftaten mit terroristischem Hintergrund oder Straftaten im Zusammenhang mit terroristischen Aktivitäten im Sinne des Artikels 1 beziehungsweise des Artikels 3 des Rahmenbeschlusses 2002/475/JI des Rates oder Anstiftung, Beihilfe und Versuch im Sinne des Artikels 4 des genannten Beschlusses,
	
	

	(vi) Kinderarbeit oder andere Formen des Menschenhandels im Sinne des Artikels 2 der Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates.
	
	

	(e) Sie hat bei der Ausführung eines aus dem Unionshaushalt finanzierten Auftrags erhebliche Mängel bei der Erfüllung der Hauptauflagen erkennen lassen, die eine vorzeitige Beendigung des Auftrags, die Anwendung von pauschaliertem Schadensersatz oder anderen Formen von Vertragsstrafen nach sich gezogen haben oder die durch Überprüfungen, Rechnungsprüfungen oder Ermittlungen eines Anweisungsbefugten, des OLAF oder des Rechnungshofs aufgedeckt wurden. 
	
	

	(f) Durch eine rechtskräftige Gerichts- oder eine endgültige Verwaltungsentscheidung wurde festgestellt, dass sie eine Unregelmäßigkeit im Sinne von Artikel 1 Absatz 2 der Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates begangen hat.
	
	

	(g) Bei schwerwiegendem beruflichen Fehlverhalten, Betrug, Bestechung, anderen Straftaten, einem erheblichen Mangel bei der Ausführung des Auftrags oder im Falle einer Unregelmäßigkeit ist sie Gegenstand von

i. Sachverhalten, die im Zuge von Rechnungsprüfungen oder Ermittlungen des Rechnungshofs, des OLAF oder bei einer internen Rechnungsprüfung, oder bei sonstigen, unter der Verantwortung des Anweisungsbefugten eines EU-Organs oder -Amts bzw. einer EU-Agentur oder -Einrichtung durchgeführten Überprüfungen, Rechnungsprüfungen oder Kontrollen festgestellt wurden,

ii. nicht endgültigen Verwaltungsentscheidungen, die Disziplinarmaßnahmen umfassen können, die von der für die Prüfung der Einhaltung ethischer Normen des Berufsstandes zuständigen Aufsichtsbehörde ergriffen wurden;

iii. Beschlüssen der EZB, der EIB, des Europäischen Investitionsfonds oder internationaler Organisationen;

iv. Entscheidungen der Kommission in Bezug auf den Verstoß gegen die Wettbewerbsregeln der Union oder Entscheidungen einer zuständigen nationalen Behörde in Bezug auf den Verstoß gegen das Wettbewerbsrecht der Union oder gegen nationales Wettbewerbsrecht, oder

v. Ausschlussentscheidungen durch einen Anweisungsbefugten eines EU-Organs oder -Amts bzw. einer EU-Agentur oder -Einrichtung. 
	
	


	(2) dass sich eine natürliche oder juristische Person, die Mitglied des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans der vorstehend erwähnten juristischen Person ist oder in Bezug auf die vorstehend erwähnte juristische Person Vertretungs-, Beschluss- oder Kontrollbefugnisse hat (dazu gehören Unternehmensleiter, Mitglieder von Verwaltungs- oder Aufsichtsorganen und Fälle, in denen die natürliche Person Mehrheitsgesellschafter bzw. -aktionär ist), in einer der folgenden Situationen befindet bzw. nicht befindet: 

	Ausschlusssituationen bezüglich der natürlichen oder juristischen Personen, die über Vertretungs-, Entscheidungs- oder Kontrollbefugnisse gegenüber der juristischen Person verfügen
	JA
	NEIN

	Vorstehende Situation c) (schwerwiegendes berufliches Fehlverhalten)
	
	

	Vorstehende Situation d) (Betrug, Korruption, sonstige Straftat)
	
	

	Vorstehende Situation e) (erhebliche Mangel bei der Ausführung eines Auftrags)
	
	

	Vorstehende Situation f) (Unregelmäßigkeit)
	
	


	(3) dass sich eine natürliche oder juristische Person, die unbegrenzt für Schulden der oben genannten juristischen Person haftet, in einer der folgenden Situationen befindet bzw. nicht befindet: 

	Ausschlusssituationen bezüglich der natürlichen oder juristischen Personen, die unbegrenzt für Schulden der juristischen Person haften
	JA
	NEIN

	Vorstehende Situation a) (Zahlungsunfähigkeit)
	
	

	Vorstehende Situation b) (Nichtentrichtung von Steuern oder Sozialversicherungsbeiträgen)
	
	


	(4)  dass sich die oben genannte Person in einer der folgenden Situationen befindet bzw. nicht befindet:

	Gründe für die Ablehnung in diesem Verfahren
	JA
	NEIN

	(h) Sie hat nicht durch eine frühere Mitwirkung an der Erstellung der Auftragsunterlagen für dieses Vergabeverfahren den Wettbewerb verzerrt. 
	
	

	(i) Sie hat dem öffentlichen Auftraggeber im Rahmen dieses Vergabeverfahrens genaue, wahrheitsgetreue und vollständige Informationen vorgelegt.
	
	

	(5)  erkennt hiermit an, dass die oben genannte Person von diesem Verfahren ausgeschlossen und mit verwaltungsrechtlichen Sanktionen (Ausschluss oder Geldstrafe) belegt werden kann, falls sich jegliche der als Voraussetzung für die Teilnahme an diesem Verfahren abgegebenen Erklärungen oder vorgelegten Informationen als falsch erweisen.
	


Abhilfemaßnahmen

Wenn die Person erklärt, dass eine der vorstehend aufgeführten Ausschlusssituationen vorliegt, sollte sie die Maßnahmen angeben, die sie ergriffen hat, um der Ausschlusssituation abzuhelfen, und so ihre Zuverlässigkeit unter Beweis stellen. Diese können z. B. technische, organisatorische und personelle Maßnahmen zur Verhinderung weiterer Vorkommnisse, Schadenersatz oder die Zahlung von Geldbußen umfassen. Die entsprechenden Unterlagen, die die ergriffenen Abhilfemaßnahmen angemessen verdeutlichen, sollten dieser Erklärung als Anlage beigefügt werden. Dies gilt nicht für die in Buchstabe d dieser Erklärung genannten Situationen.

Nachweise auf Verlangen
Auf Verlangen legt die Person innerhalb der vom öffentlichen Auftraggeber festgelegten Frist Informationen über die Personen, die Mitglieder des Verwaltungs-, Leitungs- oder Aufsichtsorgans sind, sowie die folgenden Nachweise bezüglich der natürlichen oder juristischen Person(en), die unbegrenzt für Schulden der Person haftet bzw. haften, vor:

Für die in Buchstabe a, c, d oder f genannten Fälle ist die Vorlage eines Strafregisterauszugs neueren Datums oder ersatzweise einer von einer Justiz- oder Verwaltungsbehörde des Landes, in dem sie niedergelassen ist, ausgestellte gleichwertige Bescheinigung neueren Datums erforderlich, aus der hervorgeht, dass diese Anforderungen erfüllt sind. 

Für die in Buchstabe a oder b genannten Fälle ist die Vorlage einer von der zuständigen Behörde des betreffenden Staates ausgestellte Bescheinigung neueren Datums erforderlich. Diese Unterlagen müssen Nachweise sämtlicher Steuern und Sozialabgaben enthalten, zu deren Zahlung die Person verpflichtet ist, einschließlich beispielsweise MwSt., Einkommensteuer (nur natürliche Personen), Körperschaftsteuer (nur juristische Personen) und Sozialversicherungsbeiträge. In dem Fall, dass eines der vorstehend beschriebenen Dokumente von dem betreffenden Land nicht ausgestellt wird, kann es durch eine vor einer Justizbehörde oder einem Notar abgegebene eidesstattliche Erklärung oder ersatzweise durch eine vor einer Verwaltungsbehörde oder einer dafür zuständigen Berufsorganisation in dem Land, in dem sie niedergelassen ist, abgegebene förmliche Erklärung ersetzt werden.
Hat die Person einen solchen Nachweis bereits zu Zwecken eines anderen Verfahrens vorgelegt, vorausgesetzt dass die Ausstellung des Nachweises nicht länger als ein Jahr zurückliegt und der Nachweis nach wie vor gültig ist, versichert sie in einer ehrenwörtlichen Erklärung, dass sie diesen Nachweis bereits vorgelegt hat, der unverändert Gültigkeit besitzt.

	(6) dass die vorstehend erwähnte Personen die Auswahlkriterien, wie sie im Lastenheft vorgesehen sind, erfüllt.

	Auswahlkriterien
	JA
	NEIN

	(a) Sie verfügt über die Rechts- und Geschäftsfähigkeit, um die Berufstätigkeit auszuüben, die für die Ausführung des Auftrags erforderlich ist, wie dies in Abschnitt 13.1 des Lastenhefts gefordert wird.
	
	

	(b) Sie erfüllt die anwendbaren wirtschaftlichen und finanziellen Kriterien, die in Abschnitt 13.2 des Lastenhefts angegeben sind.
	
	

	(c) Sie erfüllt die anwendbaren technischen und beruflichen Kriterien, die in Abschnitt 14.2 des Lastenhefts angegeben sind.
	
	

	(7) dass die vorstehend erwähnte Person in der Lage sein wird, die notwendigen Belege, die in den einschlägigen Abschnitten des Lastenhefts aufgeführt sind und nicht in elektronischer Form zur Verfügung stehen, auf Verlangen und unverzüglich vorzulegen. 
	


Vollständiger Name:
Datum:

Unterschrift: 

Anlage 4: Finanz-Kennblatt
Das Formblatt steht unter folgender Adresse zur Verfügung:

http://www.epintranet.ep.parl.union.eu/de/sites/refin/home/administrative_life/finance/implementation_of_budget/legal_entities_financial_ident.html
Anlage 5: Auskunftsblatt für
Gruppen von Wirtschaftsteilnehmern/Bietergemeinschaften 
Offizieller Name des Mitglieds, das von der Gruppe/Bietergemeinschaft bevollmächtigt wurde
:
...................................................................................................................................................

Offizielle Anschrift:
............................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Rechtsform der Gruppe/Bietergemeinschaft
: ......................................................................................................................................................................................................................................................................................................

Ich, der/die Unterzeichnete, Herr/Frau …..........................................................., erkläre hiermit als Vertreter(in) des Bevollmächtigten der Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern/Bietergemeinschaft, die ein Angebot eingereicht hat, von den Bedingungen Kenntnis genommen zu haben, die das Europäische Parlament festgelegt hat, um als Gruppe/Bietergemeinschaft ein Angebot vorlegen zu können, und dass mit der Einreichung eines Angebots sowie der Unterschrift der vorliegenden Erklärung diese Bedingungen akzeptiert werden.

„Die Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern/Bietergemeinschaft hat in ihrem Angebot einen Nachweis ihrer Rechtsform beizubringen. Diese Rechtsform kann eine der folgenden sein:

-
eine Einrichtung mit einer Rechtspersönlichkeit, die von einem Mitgliedstaat anerkannt ist;

-
eine Rechtsform ohne Rechtspersönlichkeit, die jedoch einen ausreichenden Schutz der vertraglichen Interessen des Europäischen Parlaments bietet (abhängig vom betreffenden Mitgliedstaat kann dies beispielsweise eine Gruppe oder eine Arbeitsgemeinschaft sein);

-
die Unterzeichnung einer Art „Vollmacht“ oder einer gleichwertigen Urkunde durch alle Partner, wodurch eine Form der Zusammenarbeit geschaffen wird. 

Durch das vorgelegte Dokument muss die faktische Rechtsform der Gruppe/Bietergemeinschaft nachgewiesen werden. Außerdem müssen sich die Wirtschaftsteilnehmer, die zu der Gruppe/Bietergemeinschaft gehören, in diesem Dokument oder in einer Anlage zu diesem Dokument als Bieter mit gesamtschuldnerischer Haftung bei der Ausführung des Auftrags verpflichten, wenn sie den Zuschlag für ihn erhalten.

Das Europäische Parlament kann andere als die vorstehend beschriebenen Rechtsformen akzeptieren, sofern sie die gesamtschuldnerische Haftung der Parteien sicherstellen und mit der Ausführung des Auftrags vereinbar sind. Allerdings wird das Europäische Parlament in dem mit der Gruppe von Wirtschaftsteilnehmern/Bietergemeinschaft zu unterzeichnenden Vertrag auf die Existenz dieser gesamtschuldnerischen Haftung Bezug nehmen. Ferner behält es sich das Recht vor, vertraglich die Benennung eines ermächtigten Bevollmächtigten vorzuschreiben, der die Mitglieder vertreten kann und u. a. berechtigt ist, im Namen der übrigen Mitglieder Rechnungen auszustellen.“

	Angaben zu den Mitgliedern der Gruppe/Bietergemeinschaft



	Name des Mitglieds der Gruppe/Bieter-gemeinschaft
	Adresse des Mitglieds der Gruppe/Bieter-gemeinschaft


	Name des Vertreters des Mitglieds
	Beschreibung der technischen, beruflichen und wirtschaftlichen Leistungsfähigkeit



	
	
	
	

	
	
	
	

	
	
	
	


Datum: ............................ Unterschrift: ...............................................
Anlage 6: Erklärung zu den Unterauftragnehmern

Name des Bieters:

Ich, der/die Unterzeichnete, Herr/Frau …........................., erkläre hiermit als Vertreter(in) des genannten Bieters, dass in dem Fall, dass ihm der Zuschlag für den Auftrag oder ein oder mehrere Lose dieses Auftrags erteilt wird, folgende Wirtschaftsteilnehmer als Unterauftragnehmer daran teilnehmen werden:

	Angaben zu den Unterauftragnehmern



	Name und Anschrift des Unterauftrag-nehmers
	Beschreibung des Teils des Vertrags, der an Unterauftragnehmer vergeben wird 
	Beschreibung des Wertes (in Euro und in Prozent des geschätzten Gesamtbetrags des Vertrags)

	
	
	

	
	
	

	
	
	

	
	
	


Ich habe zur Kenntnis genommen, dass das Europäische Parlament sich das Recht vorbehält, von den Bietern Informationen über die finanzielle, wirtschaftliche, technische und berufliche Leistungsfähigkeit des/der vorgeschlagenen Unterauftragnehmer(s) anzufordern. Ebenso kann das Europäische Parlament die erforderlichen Nachweise verlangen, um festzustellen, ob die Unterauftragnehmer die den Bietern vorgeschriebenen Ausschlusskriterien erfüllen. 

Entsprechend behält sich das Europäische Parlament das Recht vor, jeden Unterauftragnehmer abzulehnen, der die Ausschlusskriterien und/oder die Auswahlkriterien nicht erfüllt.

Im Übrigen muss das Europäische Parlament vom Auftragnehmer über jeden nicht im Angebot vorgesehenen späteren Einsatz von Unterauftragnehmern unterrichtet werden. Insofern behält sich das Europäische Parlament das Recht vor, einen bei der Ausführung des Vertrags vorgeschlagenen Unterauftragnehmer zu akzeptieren oder nicht. Zu diesem Zweck kann es die Nachweise verlangen. die erforderlich sind um festzustellen, ob der betreffende Unterauftragnehmer die vorgeschriebenen Kriterien erfüllt. Die Genehmigung des Europäischen Parlaments wird in allen Fällen schriftlich erteilt. 

Die Vergabe des Auftrags an einen Bieter, der in seinem Angebot einen Unterauftragnehmer vorschlägt, gilt als Genehmigung der Unterauftragsvergabe.

Datum: ............................ Unterschrift: ...............................................
�	ABl. C 316 vom 27.11.1995, S. 48. 


� 	ABl. C 195 vom 25.6.1997, S. 1.


�	Rahmenbeschluss 2003/568/JI des Rates vom 22. Juli 2003 zur Bekämpfung der Bestechung im privaten Sektor (ABl. L 192 vom 31.7.2003, S. 54).


� 	Rahmenbeschluss 2008/841/JI des Rates vom 24. Oktober 2008 zur Bekämpfung der organisierten Kriminalität (ABl. L 300 vom 11.11.2008, S. 42).


� 	Richtlinie 2005/60/EG des Europäischen Parlaments und des Rates vom 26. Oktober 2005 zur Verhinderung der Nutzung des Finanzsystems zum Zwecke der Geldwäsche und der Terrorismusfinanzierung (ABl. L 309 vom 25.11.2005, S. 15). 


�	Rahmenbeschluss 2002/475/JI vom 13. Juni 2002 zur Terrorismusbekämpfung (ABl. L 164 vom 22.6.2002, S. 3).


� 	Richtlinie 2011/36/EU des Europäischen Parlaments und des Rates vom 5. April 2011 zur Verhütung und Bekämpfung des Menschenhandels und zum Schutz seiner Opfer sowie zur Ersetzung des Rahmenbeschlusses 2002/629/JI des Rates (ABl. L 101 vom 15.4.2011, S. 1).


� 	Verordnung (EG, Euratom) Nr. 2988/95 des Rates vom 18. Dezember 1995 über den Schutz der finanziellen Interessen der Europäischen Gemeinschaften (ABl. L 312 vom 23.12.1995, S. 1).


�	Hier sind der Name und die Anschrift des Mitglieds anzugeben, das von den anderen Mitgliedern der Gruppe/Bietergemeinschaft bevollmächtigt wurde, sie zu vertreten. Gibt es keine Bevollmächtigung, müssen alle Mitglieder der Gruppe/Bietergemeinschaft die vorliegende Erklärung unterzeichnen.


�	Hier ist anzugeben, ob von den Mitgliedern der Gruppe/Bietergemeinschaft eine bestimmte Form gewählt wurde. Ist das nicht der Fall, ist nichts anzugeben.


�	Wenn eine solche Beschreibung bereits im Angebot enthalten ist, könnte ein Verweis auf die Stelle, an der sich die Beschreibung befindet, eingesetzt werden.






